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MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN

DER EUROPAISCHEN UNION

EUROPAISCHE KOMMISSION

Mitteilung der Kommission iiber die Anwendung der Vorschriften fiir staatliche Beihilfen ab dem
1. August 2013 auf Maflnahmen zur Stiitzung von Banken im Kontext der Finanzkrise

(-,Bankenmitteilung”)
(Text von Bedeutung fiir den EWR)
(2013/C 216/01)

1. EINLEITUNG

1. Seit Beginn der Finanzkrise hat die Kommission sechs Mitteilungen (im Folgenden ,Krisenmitteilun-
gen”) (1) erlassen. Sie dienten dem Finanzsektor wihrend der Finanzkrise als wichtige Orientierungshilfe,
da dort ausfithrlich erldutert ist, welche Kriterien erfiillt sein miissen, damit staatliche Beihilfen nach
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union (im
Folgenden ,AEUV®) als mit dem Binnenmarkt vereinbar erklirt werden konnen.

2. Die Krisenmitteilungen bilden einen umfassenden Rahmen fiir ein koordiniertes Vorgehen zur Unter-

stiitzung des Finanzsektors mit dem Ziel, fur Finanzstabilitit zu sorgen und gleichzeitig Wettbewerbs-
verzerrungen im Binnenmarkt zwischen den Banken in den Mitgliedstaaten so gering wie moglich zu
halten. In diesen Mitteilungen ist genau ausgefithrt, unter welchen Voraussetzungen eine staatliche
Beihilfe gewahrt werden darf und welche Kriterien erfullt sein miissen, damit sie nach den im AEUV
verankerten Grundsitzen als mit dem Binnenmarkt vereinbar betrachtet werden kann. Mit den Krisen-
mitteilungen wurden die Beihilfevorschriften fiir die staatliche Unterstiitzung des Finanzsektors regel-
mifig aktualisiert, um auf den Verlauf der Krise zu reagieren. Angesichts der jiingsten Entwicklungen ist
eine erneute Anpassung der Krisenmitteilungen erforderlich.

Rechtsgrundlage

3. Die Krisenmitteilungen sowie alle Einzelbeschliisse zu Beihilfemaffnahmen und -regelungen, die in den
Anwendungsbereich der Krisenmitteilungen fallen, wurden auf der Grundlage des Artikels 107 Absatz 3
Buchstabe b AEUV erlassen, dem zufolge unter bestimmten Voraussetzungen Beihilfen zur Behebung
einer betrdchtlichen Stérung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats erlaubt sind.

4. Seit Beginn der Krise wurden weitreichende Mafinahmen ergriffen, um die Probleme im Finanzsektor in

den Griff zu bekommen. So mussten einige Bestimmungen der Leitlinien der Gemeinschaft fiir staat-
liche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten aufgrund des

(") Mitteilung der Kommission — Die Anwendung der Vorschriften firr staatliche Beihilfen auf Mafinahmen zur Stiitzung

von Finanzinstituten im Kontext der derzeitigen globalen Finanzkrise (im Folgenden ,Bankenmitteilung 2008%) (ABI. C
270 vom 25.10.2008, S. 8); Mitteilung der Kommission — Die Rekapitalisierung von Finanzinstituten in der der-
zeitigen Finanzkrise: Beschrinkung der Hilfen auf das erforderliche Minimum und Vorkehrungen gegen unverhalt-
nisméBige Wettbewerbsverzerrungen (im Folgenden ,Rekapitalisierungsmitteilung®) (ABL. C 10 vom 15.1.2009, S. 2);
Mitteilung der Kommission iiber die Behandlung wertgeminderter Aktiva im Bankensektor der Gemeinschaft (im
Folgenden ,Impaired-Assets-Mitteilung®) (ABL. C 72 vom 26.3.2009, S. 1); Mitteilung der Kommission iiber die
Wiederherstellung der Rentabilitdt und die Bewertung von Umstrukturierungsmafinahmen im Finanzsektor im Rah-
men der derzeitigen Krise gemaf§ den Beihilfevorschriften (im Folgenden ,Umstrukturierungsmitteilung®) (ABL. C 195
vom 19.8.2009, S. 9); Mitteilung der Kommission iiber die Anwendung der Vorschriften fir staatliche Beihilfen auf
Mafnahmen zur Stiitzung von Finanzinstituten im Kontext der Finanzkrise ab dem 1. Januar 2011 (im Folgenden
,Verlingerungsmitteilung 2010“) (ABL. C 329 vom 7.12.2010, S. 7) und Mitteilung der Kommission iiber die
Anwendung der Vorschriften fiir staatliche Beihilfen auf Mafnahmen zur Stitzung von Banken im Kontext der
Finanzkrise ab dem 1. Januar 2012 (im Folgenden ,Verlingerungsmitteilung 2011%) (ABL. C 356 vom 6.12.2011,
S. 7).
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Verlaufs der Krise gedndert werden, wobei die Moglichkeit einer Inanspruchnahme umfangreicher
staatlicher Forderung ausnahmsweise nicht ausgeschlossen wurde. Trotz des auflergewohnlichen Ein-
satzes finanz- und geldpolitischer Instrumente, mit denen eine weitere Zuspitzung der Krise vermieden
werden konnte, erholt sich die Wirtschaft in der Europaischen Union nur sehr zogerlich und unein-
heitlich. In einigen Mitgliedstaaten leidet der Finanzsektor zusitzlich unter den schwierigen Bedingun-
gen fiir die ErschlieSung lingerfristiger Finanzierungen und unter der Qualitit der Vermogenswerte —
beides Folgen der wirtschaftlichen Rezession und der Mafinahmen zum Schuldenabbau in den 6ffent-
lichen Haushalten und der Privatwirtschaft. Die Finanzmirkte stehen weiter unter Druck, und das Risiko
allgemeiner negativer Spillover-Effekte besteht nach wie vor.

. Die anhaltenden Spannungen auf den Staatsanleihemirkten fithren uns deutlich vor Augen, wie

schwankungsanfillig die Finanzmarkte weiterhin sind. Aufgrund der engen Verflechtungen und der
Interdependenz innerhalb des Finanzsektors in der Union bestehen auf dem Markt weiterhin Befiirch-
tungen, dass die Finanzkrise auf andere Bereiche iibergreifen konnte. Angesichts der ausgepragten
Volatilitit der Finanzmdarkte und der unsicheren wirtschaftlichen Aussichten sowie des damit verbun-
denen Risikos einer betrichtlichen Storung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats ist es gerechtfertigt,
dass die Mitgliedstaaten iiber eine Art ,Sicherheitsnetz” verfiigen und auch kiinftig noch die Méglichkeit
haben, nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV krisenbedingte Unterstiitzungsmafinahmen zu
gewihren.

. Angesichts des anhaltenden Drucks auf den Finanzmirkten und des Risikos allgemeiner negativer

Spillover-Effekte vertritt die Kommission die Auffassung, dass die Voraussetzungen fiir die Anwendung
von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b des AEUV auf staatliche Beihilfen zugunsten des Finanzsektors
weiterhin erfiillt sind. Diese Ausnahmeregelung kommt jedoch nur solange zur Anwendung, wie die
Krise anhalt und daraus wirklich aulergewohnliche Umstdnde resultieren, die die Stabilitit der Finanz-
markte insgesamt gefahrden.

Finanzstabilitit als iibergeordnetes Ziel

. In ihrer Reaktion auf die Finanzkrise wie auch beim Erlass der Krisenmitteilungen bestand fiir die

Kommission das iibergeordnete Ziel darin, fiir Finanzstabilitdt zu sorgen; gleichzeitig sollten die staat-
lichen Beihilfen und die Verzerrungen im Wettbewerb zwischen den Banken in den verschiedenen
Mitgliedstaaten auf ein Minimum beschriankt bleiben. Die Wahrung der Finanzstabilitdt bedeutet, dass
weitreichende aus der Insolvenz eines Kreditinstituts erwachsende negative Spillover-Effekte auf andere
Bereiche des Bankensystems vermieden werden und sichergestellt wird, dass dieses System als Ganzes
weiterhin eine angemessene Kreditversorgung der Realwirtschaft gewahrleisten kann. Auch nach dieser
Mitteilung ist die Finanzstabilitit bei der Wiirdigung der Beihilfen zugunsten des Finanzsektors ein
zentrales Kriterium. Die Kommission wird bei der beihilferechtlichen Wiirdigung dem Umstand Rech-
nung tragen, dass sich die Krise, die als akute Notlage des gesamten Bankensystems begann, gewandelt
hat, da jetzt in Teilen der Union grundlegenderer wirtschaftliche Schwierigkeiten mit einem entspre-
chend hoheren Risiko einer Fragmentierung des Binnenmarkts festzustellen sind.

. Dem iibergeordneten Ziel der Finanzstabilitdt wird nicht nur durch die Mdglichkeit Rechnung getragen,

dass in Not geratene Banken aus Griinden der Finanzstabilitit staatliche Beihilfen in Anspruch nehmen
konnen, sondern auch mit der Art, wie die Umstrukturierungspline gewiirdigt werden. In diesem
Zusammenhang sei an dieser Stelle unterstrichen, dass ein gesunder Finanzsektor die Voraussetzung
fur Finanzstabilitit ist. Die Kapitalbeschaffungspline miissen deshalb in enger Zusammenarbeit mit der
zustindigen Aufsichtsbehorde gepriift werden, damit sichergestellt ist, dass die Rentabilitit innerhalb
eines vertretbaren Zeitraums und auf einer soliden und tragfiahigen Grundlage wiederhergestellt werden
kann; ansonsten sollte das insolvente Kreditinstitut in geordneter Weise abgewickelt werden.

. Auch bei der Anwendung der EU-Beihilfevorschriften auf Einzelfalle beriicksichtigt die Kommission die

gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die sowohl fiir die Rentabilitit der Banken als auch fiir
den Bedarf der Realwirtschaft eines Mitgliedstaats, weiterhin Zugang zu Krediten von gesunden Banken
zu erhalten, bestimmend sind. Die Kommission wird bei der Priifung der Umstrukturierungsplane von
Banken auch kiinftig die spezifischen Gegebenheiten der betreffenden Bank und des Mitgliedstaats
beriicksichtigen: So wird sie, wenn eine staatliche Beihilfe aufgrund der Staatsschuldenkrise und nicht
wegen einer Ubermifigen Risikobereitschaft der Bank (%) erforderlich ist, eine unter dem Aspekt der
Verhiltnismafigkeit erfolgende Priifung zur langfristigen Rentabilitit der Bank vornehmen; dabei wird
sie beriicksichtigen, dass im Binnenmarkt gleiche Ausgangsbedingungen aufrechterhalten werden miis-
sen, und ein besonderes Augenmerk auf die Entwicklung der Lastenverteilung in der Union richten.

Wenn grofle Teile des Finanzsektors eines Mitgliedstaats einer Umstrukturierung bediirfen, bemiiht sich
die Kommission im Bestreben um eine systemweite Losung, bei der Priifung der Umstrukturierungs-
plane der einzelnen Banken einen koordinierten Ansatz zugrunde zu legen. Einen solchen Ansatz
verfolgt die Kommission insbesondere bei all jenen Mitgliedstaaten, fiir die ein wirtschaftliches Anpas-
sungsprogramm aufgelegt wurde. Dabei muss die Kommission insbesondere beriicksichtigen, wie sich
die Umstrukturierung der einzelnen Kreditinstitute sowohl auf Ebene des Finanzsektors (z. B. in Bezug

(3 Siehe Verlingerungsmitteilung 2011, Randnummer 14.
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auf die Marktstruktur) als auch auf gesamtwirtschaftlicher Ebene (vor allem in Bezug auf eine angemes-
sene Kreditversorgung der Realwirtschaft auf solider und nachhaltiger Basis) insgesamt auswirkt bzw.
ausgewirkt hat.

Bei der Priifung der Lastenverteilung und der Mafinahmen zur Begrenzung der beihilfebedingten Wett-
bewerbsverzerrungen untersucht die Kommission die geplanten Mafnahmen (einschlieflich VerduRe-
rungen) auf ihre Durchfithrbarkeit und ihre Auswirkungen auf die Marktstruktur und auf etwaige
Markteintrittsschranken. Gleichzeitig muss die Kommission sicherstellen, dass die in einem bestimmten
Fall oder Mitgliedstaat konzipierten Losungen mit dem Ziel im Einklang stehen, groffere Asymmetrien
zwischen den Mitgliedstaaten zu vermeiden, da diese den Binnenmarkt weiter fragmentieren und zu
finanzieller Instabilitit fithren konnten, wodurch die wirtschaftliche Erholung innerhalb der Union
verlangsamt wiirde.

Entwicklung des regulatorischen Rahmens und Uberarbeitungsbedarf bei den Krisenmitteilun-
gen

Seit Beginn der Krise hat die Union zahlreiche institutionelle und regulatorische Anderungen vorgenom-
men, um die Widerstandsfahigkeit des Finanzsektors zu stirken und die Privention, das Management
und die Bewiltigung von Krisen im Bankensektor zu verbessern. Der Europdische Rat hat weitere
Initiativen angekiindigt, mit denen die Wirtschafts- und Wahrungsunion durch die Schaffung einer
Bankenunion auf eine solidere Grundlage gestellt werden soll; erste Schritte auf diesem Weg sind die
Einfithrung eines einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Mechanism — SSM) sowie eines
einheitlichen Abwicklungsmechanismus fiir Kreditinstitute mit Sitz in einem Mitgliedstaat, der sich am
SSM beteiligt. Des Weiteren haben sich die Mitgliedstaaten darauf verstindigt, einen Stabilitdtsmecha-
nismus einzurichten, iiber den Finanzmittel fiir die an dem Mechanismus beteiligten Liander und deren
notleidende Banken bereitgestellt werden.

Diese Mafinahmen sind mit einem gewissen Vorlauf verbunden, damit zum Beispiel die notigen Gesetze
erlassen werden oder die erforderlichen Abwicklungsfonds aufgelegt werden konnen. Einige dieser
Mafnahmen sind auf das Euro-Wahrungsgebiet beschrankt. Inzwischen sind aufgrund der zunehmend
unterschiedlich verlaufenden wirtschaftlichen Erholung in der Union, der Notwendigkeit des Abbaus
und der Konsolidierung der offentlichen und privaten Schulden und aufgrund bestehender Schwach-
stellen im Finanzsektor weiterhin anhaltende Spannungen auf den Finanzmirkten und eine Fragmen-
tierung mit zunechmenden Verzerrungen im Binnenmarkt zu beobachten. Die Integritit des Binnen-
markts muss deshalb unter anderem durch strengere Vorschriften fiir staatliche Beihilfen geschiitzt
werden. Durch die Anpassung der Krisenmitteilungen, mit der mehr Klarheit fiir die Markte geschaffen
wird, kann der Weg fiir einen reibungslosen Ubergang zu den neuen Vorschriften bereitet werden, die
die Kommission in ihrem Vorschlag fiir eine Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung von Kredit-
instituten (*) ausgearbeitet hat. Die gednderten Krisenmitteilungen konnten auflerdem im gesamten
Binnenmarkt fiir eine entschiedenere Umstrukturierung und eine umfassendere Lastenverteilung auf
alle Banken, die staatliche Beihilfen erhalten, sorgen.

Die Beihilfenkontrolle im Finanzsektor iiberschneidet sich in einigen Fillen mit den Zustindigkeiten der
Aufsichtsbehorden in den Mitgliedstaaten. In einigen Fillen verlangen die Aufsichtsbehorden Anpas-
sungen in Bezug auf die Unternehmensfithrung (Corporate Governance) und die Vergiitungspraxis, die
bei Banken, die staatliche Beihilfen erhalten, haufig auch in den Umstrukturierungsplinen vorgesehen
sind. In diesen Fillen ist, ohne dass die Zustindigkeit der Kommission fir die Beihilfenkontrolle in
irgendeiner Weise beschnitten werden wiirde, eine Absprache zwischen der Kommission und den
zustindigen Aufsichtsbehorden wichtig. Da sich der Regulierungs- und der Aufsichtsrahmen in der
Union und insbesondere auch in dem Euro-Wihrungsgebiet zur Zeit im Wandel befinden, wird sich
die Kommission — wie auch schon zuvor — eng mit den Aufsichtsbehérden abstimmen, um ein
konstruktives Zusammenwirken bei den verschiedenen Aufgaben und Zustindigkeiten aller beteiligten
Behorden zu gewdhrleisten.

Lastenverteilung

In den Krisenmitteilungen wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass auch wihrend der Krise an den
allgemeinen Grundsitzen der Beihilfenkontrolle festgehalten wird. Damit etwaige Wettbewerbsverzer-
rungen zwischen Banken auch tiber die Grenzen der Mitgliedstaaten hinweg begrenzt und moralische
Risiken (moral hazard) vermieden werden konnen, sollte die betreffende Beihilfe auf das erforderliche
Minimum beschrankt werden und der Beihilfeempfinger einen angemessenen Eigenbeitrag zu den
Umstrukturierungskosten leisten. Die Bank und deren Kapitaleigner sollten sich soweit wie moglich
mit eigenen Mitteln an der Umstrukturierung beteiligen. (*) Die staatliche Unterstiitzung sollte zu
Bedingungen gewihrt werden, die eine angemessene Lastenverteilung auf jene gewihrleisten, die in
die Bank investiert haben.

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europidischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Rahmens fiir die

Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen vom 6. Juni 2012 (COM(2012) 280 final).
Sieche Umstrukturierungsmitteilung, Randnummer 22.
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Seit Beginn der Krise hat die Kommission bei der Priifung staatlicher Beihilfen zugunsten von Banken
verlangt, dass unter Beriicksichtigung der Hohe der gewihrten Hilfe wenigstens ein Mindestmafl an
Lastenverteilung erfolgt, indem die betreffenden Banken Verluste mit verfiigbarem Kapital absorbieren
und sie fiir die staatlichen Interventionen eine angemessene Vergiitung zahlen. Des Weiteren erlief die
Kommission, um den Abfluss von Mitteln zu verhindern, Vorschriften fiir den Riickkauf von Hybrid-
instrumenten sowie ein Verbot von Dividenden- und Kuponzahlungen. Die Kommission legte jedoch
keine Schwellenwerte fiir die zu leistenden Eigenbetrige oder andere Voraussetzungen fest (°).

In den ersten Phasen der Krise ging die Kommission in Bezug auf die Lastenverteilung nicht tiber die
beihilferechtlichen Mindestanforderungen hinaus; Glaubiger mussten keinen Beitrag zur Rettung von
Kreditinstituten aus Griinden der Finanzstabilitit leisten.

Die Staatsschuldenkrise machte allerdings deutlich, dass eine solche Vorgehensweise langfristig keine
Finanzstabilitit schaffen konnte, insbesondere in Mitgliedstaaten, in denen sich die Haushaltslage auf-
grund der hohen Kosten fiir die Rettung ihrer Banken erheblich verschlechterte. Bei einigen Mitglied-
staaten reichten die Mindestanforderungen nach den bestehenden Beihilfevorschriften nicht aus, so dass
neue Rechtsrahmen mit strengeren Anforderungen an die Lastenverteilung erlassen werden mussten.
Die Mitgliedstaaten gingen unterschiedliche Wege, um dieser Entwicklung Rechnung zu tragen; so
belieffen es einige Mitgliedstaaten bei den Mindestanforderungen nach den Beihilfevorschriften, wihrend
andere weitergingen und eine Beteiligung von Investoren oder Glaubigern verlangten. Diese unterschied-
lichen Ansitze in Bezug auf die Lastenverteilung haben, je nachdem, ob die Wahrscheinlichkeit einer
Beteiligung als Zeichen fir die Soliditdt der Haushaltslage eines Mitgliedstaats wahrgenommen wurde,
auch zu Unterschieden bei den Finanzierungskosten fiir die Banken gefiihrt. Dies stellt jedoch eine
Gefahr fur die Integritdt des Binnenmarkts dar und konnte die gleichen Ausgangsbedingungen, die
durch die Beihilfenkontrolle gewahrt werden sollen, untergraben.

In Anbetracht der vorstehend beschriebenen Entwicklungen sollten die Mindestanforderungen an die
Lastenverteilung angehoben werden. Bevor einer Bank eine Umstrukturierungsbeihilfe (in Form einer
Rekapitalisierung oder einer Entlastungsmafnahme fiir wertgeminderte Vermogenswerte) gewahrt wird,
sollten alle Moglichkeiten der Kapitalbeschaffung, einschlieflich der Umwandlung von Nachrangdarle-
hen ausgeschopft werden; dabei ist sicherzustellen, dass Grundrechte respektiert werden und die Finanz-
stabilitit erhalten bleibt. Da Umstrukturierungsbeihilfen benotigt werden, um eine etwaige ungeordnete
Insolvenz einer Bank zu vermeiden, sollten die Lastenverteilungsmanahmen, um die Beihilfe auf das
erforderliche Minimum zu beschrinken, ungeachtet der urspriinglichen Solvabilitit der Bank durch-
gefiihrt werden. Die Mitgliedstaaten miissen deshalb, bevor sie einer Bank eine Umstrukturierungsbei-
hilfe gewihren, sicherstellen, dass die Anteilseigner der Bank wie auch die nachgeordneten Kapitaleigner
den von ihnen geforderten Eigenbeitrag leisten, oder aber den erforderlichen Rechtsrahmen schaffen,
damit diese Eigenbeitrdge eingefordert werden konnen.

Grundsitzlich richtet sich die Anwendung von Mafnahmen zur Einschrinkung etwaiger beihilfebe-
dingter Wettbewerbsverzerrungen nach dem Grad der Lastenverteilung und beriicksichtigt ebenfalls die
stirkere Beteiligung an der Lastenverteilung seitens der unterstiitzten Banken in der gesamten Union.
Eine umfangreichere Lastenverteilung wiirde deshalb unter ansonsten gleichen Bedingungen bedeuten,
dass weniger Mafinahmen zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen erforderlich wéren. Auf jeden
Fall sollten die Manahmen zur Begrenzung beihilfebedingter Wettbewerbsverzerrungen so ausgestaltet
sein, dass sie zu einer moglichst geringen Abweichung von der Marktsituation, die bestanden hitte,
wenn der Beihilfeempfinger ohne Beihilfe aus dem Markt ausgetreten wire, fithren.

Ein effektiver Restrukturierungsprozess und eine weitere Modernisierung des Rahmens

Wihrend die Unterstiitzungsfazilitaten fur Banken aufrechterhalten werden miissen, um auf die anhal-
tenden Turbulenzen auf den Finanzmirkten reagieren zu konnen, sollten bestimmte Verfahren und
Voraussetzungen verbessert bzw. weiterentwickelt werden. AufSerdem sollte der Prozess der Anpassung
des Rechtsrahmens an die Marktentwicklung fortgesetzt werden; dieser begann im Juni 2010 mit der
Erhohung des Garantieentgelts (°) und wurde 2010 mit der Verlingerungsmitteilung (7) fortgesetzt.

Ebda., Randnummer 24.

Siehe Arbeitspapier der GD Wettbewerb vom 30. April 2010 mit dem Titel ,The application of state aid rules to
government guarantee schemes covering bank debt to be issued after 30 June 2010” (Die Anwendung der Vor-
schriften fiir staatliche Beihilfen auf staatliche Garantieregelungen fiir von Banken nach dem 30. Juni 2010 emittierte
Schuldtitel).

In dieser Mitteilung ist festgelegt, dass alle Banken, die staatliche Beihilfen in Form von Kapitalmafinahmen oder
Entlastungsmafnahmen fiir wertgeminderte Vermdgenswerte erhalten, einen Umstrukturierungsplan vorlegen miissen.
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gen, ohne dass die Verfugbarkeit von Ad-hoc-Interventionen ausgeschlossen wurde. In Anbetracht des
Ausmafles der Krise und des allgemeinen schwindenden Vertrauens in den gesamten EU-Finanzsektor
(was sich unter anderem in einer Liquidititsverknappung auf dem Interbankenmarkt manifestierte)
beschloss die Kommission, alle Manahmen (einschlieflich Rettungs- und Rekapitalisierungsregelungen)
zu genehmigen, die die Mitgliedstaaten im Interesse der Stabilitit des Finanzsystems fiir erforderlich
erachteten. Durch die befristete Genehmigung von Rettungsbeihilfen sowohl in Form von Garantien als
auch Rekapitalisierungen und Entlastungsmafinahmen konnte Panik vermieden und Marktvertrauen
wiederhergestellt werden.

Da sich die Marktbedingungen jedoch verindert haben, besteht ein geringerer Bedarf an strukturellen
Rettungsmafinahmen, die allein auf der Grundlage einer vorldufigen Wiirdigung genehmigt werden, der
die Annahme zugrunde liegt, dass praktisch alle Banken gerettet werden miissen, und mit der die
eingehende Priifung des Umstrukturierungsplans auf einen spiteren Zeitpunkt verlegt wird. Dieser
Ansatz half zwar, einen ansonsten unumkehrbaren Zusammenbruch des Finanzsektors abzuwenden,
hiufig aber wurden dadurch die Umstrukturierungsbemiithungen einzelner Beihilfeempfinger auf einen
spateren Zeitpunkt vertagt. Verspatete Mafinahmen zur Behebung der Probleme der Banken haben in
einigen Fillen zu einer hoheren finanziellen Belastung der Steuerzahler gefiihrt. In dieser Mitteilung wird
der Grundsatz eingefiihrt, dass Rekapitalisierungs- und Entlastungsmafinahmen erst nach Genehmigung
des Umstrukturierungsplans genehmigt werden. Dieser Ansatz stellt sicher, dass die Hohe der Beihilfe
genauer an den Bedarf angepasst wird, die Ursachen fiir die Probleme der Bank bereits ermittelt und zu
einem fritheren Zeitpunkt behoben werden und fir Finanzstabilitdt gesorgt ist. Garantieregelungen
werden weiterhin zur Verfigung stehen, damit die Liquiditdt der Banken sichergestellt bleibt. Diese
Regelungen konnen allerdings nur bei Banken, die iiber das von der zustindigen Aufsichtsbehorde ()
festgelegte notige Eigenkapital verfugen, als Mittel der Liquiditdtsversorgung dienen.

In dieser Mitteilung wird erldutert, welche Anpassungen an den Parametern fiir die Vereinbarkeits-
prifung von krisenbedingten staatlichen Beihilfen fiir Banken, die ab dem 1. August 2013 gewdihrt
werden, vorgenommen werden miissen. Diese Mitteilung

a) ersetzt die Bankenmitteilung 2008 und enthilt Erlduterungen zu den Vereinbarkeitskriterien fiir
Liquiditatshilfen;

b) dndert und erginzt die Rekapitalisierungs- und die Impaired-Assets-Mitteilung;

¢) erginzt die Umstrukturierungsmitteilung um weiterfithrende Erlduterungen zur Lastenverteilung auf
Anteilseigner und nachgeordnete Gliubiger;

d) verankert den Grundsatz, dass keine Rekapitalisierung oder Entlastungsmafinahme ohne vorherige
Genehmigung eines Umstrukturierungsplans gewdhrt werden darf, und enthilt einen Vorschlag fur
ein Verfahren fiir eine unbefristete Genehmigung solcher Maflnahmen;

e) enthalt Erlduterungen zu den Vereinbarkeitskriterien fiir Abwicklungsbeihilfen.

2. ANWENDUNGSBEREICH

Die Kommission wird die in dieser Mitteilung und in allen Krisenmitteilungen (°) dargelegten Grund-
sitze auf Kreditinstitute” (1% (im Folgenden auch ,Banken“ genannt) anwenden. Kreditinstitute sind in
hohem Mafle untereinander verbunden, so dass sich eine ungeordnete Insolvenz eines Kreditinstituts
sehr nachteilig auf das Finanzsystem als Ganzes auswirken kann. Kreditinstituten kann sehr plotzlich
das Vertrauen entzogen werden, was schwerwiegende Folgen fur ihre Liquiditit und Solvenz haben
kann. Die finanzielle Notlage eines einzigen komplexen Kreditinstituts kann einen systemischen Stress
im Finanzsektor verursachen, was wiederum die Volkswirtschaft als Ganzes aufgrund der Rolle der
Kreditinstitute als Kreditgeber fur die Realwirtschaft erheblich beeintrichtigen und damit die Finanz-
stabilitat gefahrden kann.

Die ,zustdndige Aufsichtsbehorde ist eine nationale Behorde, die entweder von den beteiligten Mitgliedstaaten im

Einklang mit der Richtlinie 2006/48/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 iber die
Aufnahme und Ausiibung der Titigkeit der Kreditinstitute (Neufassung) (ABL. L 177 vom 30.6.2006, S. 1) designiert
wurde, oder aber die Europiische Zentralbank in Wahrnehmung ihrer Aufsichtstitigkeit nach Artikel 1 des Vor-
schlags fiir eine Verordnung des Rates zur Betrauung der Europiischen Zentralbank mit besonderen Aufgaben im
Zusammenhang mit der Aufsicht iiber die Kreditinstitute, die in einem Mitgliedstaat niedergelassen sind, der an dem
einheitlichen Aufsichtsmechanismus (SSM) beteiligt ist.

(°) Vgl. Funote 1.
10) Wie definiert in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2006/48/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom
P

14. Juni 2006 iber die Aufnahme und Ausitbung der Titigkeit der Kreditinstitute (Neufassung).
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Die Kommission wird die in dieser Mitteilung und in allen Krisenmitteilungen dargelegten Grundsitze
falls erforderlich mutatis mutandis auf Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 6 der Richtlinie
73/239[EWG ('), des Artikels 4 der Richtlinie 2002/83/EG ('?) bzw. des Artikel 1b der Richtlinie
98/78/EG (%) anwenden.

Alle Beihilfen fiir derartige Institute, die nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegriindet worden sind
und in erheblichem Umfang in diesem Mitgliedstaat titig sind, werden auf der Grundlage dieser Mit-
teilung gepriift werden.

3. REKAPITALISIERUNGEN UND ENTLASTUNGSMASSNAHMEN FUR WERTGEMINDERTE VER-
MOGENSWERTE

Rekapitalisierungen und Entlastungsmaflnahmen fir wertgeminderte Vermdgenswerte einschlieflich
Garantien fiir Vermdgenswerte werden in der Regel gewihrt, um eine Kapitalliicke zu schlieen. Fiir
die Zwecke dieser Mitteilung bezeichnet ,Kapitalliicke” einen Kapitalbedarf, der im Rahmen einer
Kapitalbedarfserhebung, eines Stresstests, einer Uberpriifung der Qualitit der Bankenaktiva oder einer
anderen vergleichbaren Mafinahme auf Ebene der Union oder des Euro-Wahrungsgebiets oder auf
einzelstaatlicher Ebene festgestellt und gegebenenfalls von der zustindigen Aufsichtsbehorde bestitigt
wurde. Eine solche staatliche Unterstiitzung ist in der Regel von dauerhafter Natur und kann nicht so
leicht entzogen werden.

In Anbetracht der Irreversibilitit solcher Malnahmen und der fiskalischen Konsequenzen fiir die Mit-
gliedstaaten, die diese Maflnahmen gewdhren, sowie unter Beriicksichtigung der Beschlusspraxis der
Kommission wahrend der Krise kann die Kommission diese Mafnahmen im Grunde erst genehmigen,
wenn der betreffende Mitgliedstaat nachgewiesen hat, dass alle Moglichkeiten, eine solche Unterstiitzung
auf das erforderlichen Minimum zu beschrinken, vollumfinglich ausgeschopft wurden. Deshalb werden
die Mitgliedstaaten aufgefordert, vor der Ubermittlung eines Umstrukturierungsplans bzw. als Teil des
Umstrukturierungsplans einen Kapitalbeschaffungsplan vorzulegen. Dieser Kapitalbeschaffungsplan
sollte die von der Bank geplanten Kapitalbeschaffungsmafinahmen sowie etwaige Mafnahmen zur
Lastenverteilung auf die Anteilseigner und nachrangigen Glaubiger der Bank beinhalten.

In Verbindung mit einer griindlichen Qualititsiiberpriifung der Bankenaktiva und einer Bewertung der
kiinftigen Kapitaladdquanz sollte der Kapitalbeschaffungsplan dem Mitgliedstaat die nétige Grundlage
bieten, gemeinsam mit der Kommission und der zustindigen Aufsichtsbehorde die verbleibende Ka-
pitalliicke einer Bank, der eine staatliche Beihilfe gewihrt werden soll, genau zu bestimmen. Fiir eine
etwaige verbleibende Kapitalliicke, die mittels einer staatlichen Beihilfe gedeckt werden soll, muss ein
Umstrukturierungsplan vorgelegt werden.

Umstrukturierungspline, die sich auf Umstrukturierungsbeihilfen beziehen, werden weiterhin auf der
Grundlage der Umstrukturierungsmitteilung gepriift; eine Ausnahme bilden die Kapitalbeschaffung und
die Lastenverteilung, die, wie unter den Randnummern 32 bis 34 ausgefithrt, in den Kapitalbeschaf-
fungsplan aufzunehmen sind, der vor dem Umstrukturierungsplan oder als Teil des Umstrukturierungs-
plans vorzulegen ist.

3.1 SchlieBung von Kapitalliicken — Vorabkontakte und Anmeldung von Umstrukturierungs-
beihilfen

Sobald eine Kapitalliicke festgestellt wird, die wahrscheinlich zur Beantragung einer staatlichen Beihilfe
fuhrt, sollten alle notwendigen Maflnahmen getroffen werden, um die Kosten der SchlieSung dieser
Kapitalliicke fir den Mitgliedstaat so gering wie moglich zu halten. Zu diesem Zweck werden die
Mitgliedstaaten aufgefordert, Vorabkontakte mit der Kommission aufzunehmen. Im Rahmen dieser
freiwilligen Vorabkontakte hilft die Kommission zu klaren, wie die Vereinbarkeit der Umstrukturie-
rungsbeihilfe mit dem Binnenmarkt sichergestellt werden kann, und insbesondere, wie die beihilferecht-
lichen Vorgaben zur Lastenverteilung erfullt werden konnen. Grundlage fiir die Vorabkontakte wird der
Kapitalbeschaffungsplan sein, der von dem Mitgliedstaat und der Bank erstellt und von der zustindigen
Aufsichtsbehorde gebilligt werden muss. Darin sollten

a) die von der Bank zu treffenden Kapitalbeschaffungsmalnahmen und die (moglichen) Manahmen
zur Lastenverteilung auf Anteilseigner und nachrangige Glaubiger aufgefiihrt sein;

b) Vorkehrungen zur Vermeidung eines Abflusses von Mitteln aus der Bank enthalten sein, zu dem es
zum Beispiel kommen koénnte, weil die Bank Beteiligungen an anderen Unternehmen erwirbt oder
Dividenden oder Kupons auszahlt.

Erste Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 24. Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften betreffend die Aufnahme und Ausitbung der Titigkeit der Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebens-
versicherung) (ABL L 228 vom 16.8.1973, S. 3).

Richtlinie 2002/83/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. November 2002 iiber Lebensversiche-
rungen (ABL L 345 vom 19.12.2002, S. 1).

Richtlinie 98/78/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 1998 iiber die zusitzliche
Beaufsichtigung der einer Versicherungsgruppe angehorenden Versicherungsunternehmen (ABL L 330 vom
5.12.1998, S. 1).
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Kapitalliicke vorlegen, die von der zustindigen Aufsichtsbehorde validiert wurden. Es muss eine nach
Geschiftsfeldern gegliederte Methodik vorgelegt werden.

Nach Vorlage des Kapitalbeschaffungsplans, der Einarbeitung der Ergebnisse der Uberpriifung der Qua-
litit der Bankenaktiva und der Bewertung der kiinftigen Kapitaladiquanz muss der Mitgliedstaat die
verbleibende Kapitalliicke ermitteln, die durch staatliche Beihilfen geschlossen werden soll. Die Kommis-
sion bietet dem Mitgliedstaat die Moglichkeit, den Umstrukturierungsplan vor dessen Anmeldung mit
ihm zu erdrtern. Wenn eine Einigung iiber den Umstrukturierungsplan erzielt worden ist, kann der
Mitgliedstaat diesen formlich anmelden. Rekapitalisierungen oder Entlastungsmafinahmen fur wert-
geminderte Vermogenswerte werden von der Kommission erst dann als Umstrukturierungsbeihilfen
genehmigt, wenn eine Einigung iiber den Umstrukturierungsplan erzielt wurde.

3.1.1 KapitalbeschaffungsmafSnahmen der Bank

In dem von der zustindigen Aufsichtsbehorde gebilligten Kapitalbeschaffungsplan sollte der Beihilfe-
empfinger alle in Betracht kommenden Kapitalbeschaffungsmafinahmen auffithren und diese soweit wie
moglich umsetzen, ohne die Rentabilitdt der Bank zu gefihrden. Gegenstand dieser Manahmen sollte
insbesondere Folgendes sein:

a) Rechtsfragen,

b) freiwillige Umwandlung nachrangiger Schuldtitel in Eigenkapital auf der Grundlage eines risikobezo-
genen Anreizes,

¢) Mafinahmen des Passiv-Managements (Liability Management Exercises), die grundsitzlich zu 100 %
Kapital generieren sollten, wenn die Kapitalliicke nicht vollstindig geschlossen werden kann und
daher staatliche Beihilfen benétigt werden,

d) kapitalgenerierende Verkdufe von Vermdgenswerte und Portfolios,

¢) Besicherung von Portfolios, um mit Tatigkeiten, die nicht zum Kerngeschift gehoren, Kapital zu
erwirtschaften,

f) Einbehaltung von Gewinnen,
g) weitere Mafnahmen zur Verringerung des Kapitalbedarfs.

Wenn fir die im Kapitalbeschaffungsplan genannten Maffnahmen angegeben ist, dass sie nicht inner-
halb von sechs Monaten nach Vorlage des Kapitalbeschaffungsplans umgesetzt werden kénnen, zieht
die Kommission die zustindige Aufsichtsbehorde zu Rate, um zu priifen, ob sie diese vorgeschlagenen
Mafinahmen als Kapitalbeschaffungsmafinahmen beriicksichtigen sollte.

Fir das Management der Banken sollten Anreize geschaffen werden, in Zeiten giinstiger Konjunktur
eine umfassende Umstrukturierung vorzunehmen und dadurch die Notwendigkeit einer Inanspruch-
nahme staatlicher Unterstiitzung so gering wie moglich zu halten. Wenn die Inanspruchnahme staat-
licher Beihilfen bei verniinftiger Betrachtungsweise durch geeignetes rechtzeitiges Handeln des Manage-
ments hdtte vermieden werden kénnen, sollte ein Kreditinstitut, das sich bei seiner Umstrukturierung
oder geordneten Abwicklung auf staatliche Beihilfen stiitzt, in der Regel den Vorstandsvorsitzenden und
gegebenenfalls weitere Vorstandsmitglieder ablosen.

Aus denselben Griinden sollten Kreditinstitute eine strikte Vergiitungspolitik fiir Fithrungskrafte ver-
folgen. Dies beinhaltet die Festsetzung einer Obergrenze fiir die Vergiitung der Mitarbeiter, einschlief3-
lich ihrer Vorstandsmitglieder und Fithrungskrifte, die einhergeht mit Anreizen, die gewéhrleisten, dass
die Bank ihren Umstrukturierungsplan mit Blick auf nachhaltige, langfristige Unternehmensziele um-
setzt. Eine Bank, die staatliche Beihilfen in Form von Rekapitalisierungsmaflnahmen oder Entlastungs-
maflnahmen fir wertgeminderte Vermogenswerte erhilt, sollte daher die Gesamtvergiitung fiir alle
Mitarbeiter, einschlieflich ihrer Vorstandsmitglieder und Fithrungskrifte, auf eine angemessene Hohe
beschrinken. Die Obergrenze fiir die Gesamtvergiitung sollte alle moglichen festen und variablen
Bestandteile und Ruhegehilter umfassen und mit den Artikeln 93 und 94 der EU-Eigenkapitalrichtlinie
(CRD 1V) (") im Einklang stehen.

Richtlinie des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber den Zugang zur Tatigkeit von

Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Anderung der Richtlinie
2002/87[EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABL L 176 vom 27.6.2013, S. 338).
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Die Gesamtvergiitung eines Mitarbeiters darf deshalb das Fiinfzehnfache des landesweiten Durch-
schnittsgehalts in dem Mitgliedstaat, in dem der Beihilfeempfanger niedergelassen ist (°), oder das
Zehnfache des Durchschnittsgehalts der Beschiftigten der Empfingerbank nicht iibersteigen.

Die Vergiitungsbeschrankungen miissen bis zum Ende des Umstrukturierungszeitraums oder aber bis
zur Riickzahlung der staatlichen Beihilfen durch die Bank gelten, wobei der frithere Zeitpunkt maf3-
gebend ist.

Eine Bank, die staatliche Beihilfen in Form von Rekapitalisierungsmaffnahmen oder Entlastungsmaf3-
nahmen fiir wertgeminderte Vermogenswerte erhilt, sollte grundsitzlich keine Abfindungen zahlen, die
tiber das gesetzlich oder vertraglich festgelegte Maf8 hinausgehen.

3.1.2 Beteiligung von Anteilseignern und nachrangigen Gldiubigern an den Lasten

Staatliche Unterstiitzung kann ein moralisches Risiko (moral hazard) begriinden und die Marktdisziplin
untergraben. Um das moralische Risiko zu verringern, sollten Beihilfen nur unter Voraussetzungen
gewihrt werden, die eine angemessene Beteiligung vorhandener Kapitalgeber an den Lasten einschlie-
fen.

Zu einer angemessenen Lastenverteilung gehoren, nachdem die Verluste zundchst mit Eigenkapital
absorbiert werden, in der Regel Beitrige der Hybridkapitaleigner und der Inhaber nachrangiger Schuld-
titel. Hybridkapitaleigner und Inhaber nachrangiger Schuldtitel miissen so weit wie moglich zur Ver-
ringerung der Kapitalliicke beitragen. Ein solcher Beitrag kann durch Umwandlung des Kapitals des
Schuldtitels in hartes Kernkapital ('¢) oder durch eine Abschreibung des Kapitalbetrags der Instrumente
geleistet werden. Auf jeden Fall muss ein Abfluss von Mitteln an die Inhaber der betreffenden Wert-
papiere verhindert werden, soweit dies rechtlich moglich ist.

Die Kommission wird keinen Beitrag der vorrangigen Gldubiger (insbesondere der Inhaber von abge-
sicherten Einlagen, nicht abgesicherten Einlagen, Anleihen und allen sonstigen vorrangigen Verbindlich-
keiten) als obligatorischen Bestandteil der Lastenverteilung nach den Beihilfevorschriften verlangen,
weder in Form der Umwandlung der Schuldtitel in Kapital noch in Form ihrer Abschreibung.

Wenn die Eigenkapitalquote der Bank, bei der die Kapitalliicke festgestellt wurde, noch tiber dem durch
die im EU-Aufsichtsrecht vorgeschriebenen Mindestkapitalanforderungen liegt, diirfte die Bank in der
Regel in der Lage sein, insbesondere durch Kapitalbeschaffungsmaffnahmen (siche Randnummer 35)
ihre Eigenkapitalposition selbst wiederherzustellen. Wenn es keine anderen Maoglichkeiten gibt (auch
keine aufsichtsrechtlichen Manahmen wie Frithinterventionsmafnahmen oder andere Abhilfemafinah-
men), die von der zustindigen Aufsichts- oder Abwicklungsbehorde bestitigte Kapitalliicke zu schlie-
Ren, miissen nachrangige Schuldtitel in Eigenkapital umgewandelt werden, und zwar grundsitzlich
bevor staatliche Beihilfen gewahrt werden.

In Fillen, in denen die Bank die aufsichtsrechtlichen Mindestkapitalanforderungen nicht mehr erfillt,
missen, in der Regel bevor staatliche Beihilfen gewahrt werden, nachrangige Schuldtite] umgewandelt
oder abgeschrieben werden. Staatliche Beihilfen diirften erst dann gewéhrt werden, wenn Eigenkapital,
Hybridkapital und nachrangige Schuldtitel vollumfinglich zum Ausgleich der Verlust eingesetzt worden
sind.

Eine Ausnahme zu den unter den Randnummern 43 und 44 ausgefiihrten Voraussetzungen ist moglich,
wenn die Umsetzung dieser Mafinahmen die Stabilitdt des Finanzsystems gefahrden oder zu unverhilt-
nismifSigen Ergebnissen fithren wiirde. Diese Ausnahme konnte zum Tragen kommen, wenn der Bei-
hilfebetrag im Vergleich zu den risikogewichteten Vermogenswerten der Bank gering ist und die
Kapitalliicke mittels Kapitalbeschaffungsmafinahmen (siche Randnummer 35) erheblich verringert wur-
de. Das Problem unverhiltnismédfiger Ergebnisse oder einer Gefihrdung der Finanzstabilitdt konnte
auch gelost werden, indem die zeitliche Abfolge der Malnahmen zur Verringerung einer Kapitalliicke
tiberdacht wird.

Bei der Umsetzung der Randnummern 43 und 44 dieser Mitteilung muss der Grundsatz eingehalten
werden, dass ,keine Schlechterstellung von Glaubigern“ (1) erfolgen darf. Nachrangige Glaubiger diirfen
folglich fur ihre Instrument nicht weniger erhalten als das, was sie erhalten hitten, wenn keine staatliche
Beihilfe gewdhrt worden wire.

Veroffentlicht auf der Website der OECD http://stats.oecd.org/Index.aspx unter Average Annual Wages in konstanten

Preisen fiir das letzte verfiigbare Jahr.

Im Sinne des Artikels 26 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
26. Juni 2013 iiber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABL. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).

Dies kann zum Beispiel durch Griindung einer Holdinggesellschaft erreicht werden. Die Beteiligung an der Bank
wiirde auf der Aktivseite der Holdinggesellschaft verbucht, wihrend das Eigenkapital, das Hybridkapital und die
nachrangigen Schulden, die vor Gewahrung der staatlichen Beihilfen in der Bank vorhanden waren, auf der Passivseite
stehen, und zwar mit derselben Rangstruktur, die in der Bank vor der Intervention bestand.
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3.1.3 Verhinderung eines Abflusses von Mitteln vor einem Umstrukturierungsbeschluss

Um die Beihilfe auf das erforderliche Minimum beschrinken zu kénnen, muss zum frithestmoglichen
Zeitpunkt ein Abfluss von Mitteln verhindert werden. Nach Auffassung der Kommission sollte die Bank
daher ab dem Zeitpunkt, zu dem sie weiff oder hitte wissen miissen, dass ein Kapitalbedarf besteht, alle
notwendigen Maflnahmen treffen, um ihre Mittel zu halten. Insbesondere diirfen Kreditinstitute, die
einen Kapitalbedarf festgestellt haben oder hitten feststellen miissen, ab diesem Zeitpunkt

a) keine Dividenden auf Aktien oder Kupons auf hybride Kapitalinstrumente (oder sonstige Instru-
mente, bei denen die Kuponzahlung im Ermessen der Bank liegt) auszahlen;

b) wihrend des Umstrukturierungszeitraums ohne vorherige Genehmigung der Kommission weder
eigene Anteile zuriickkaufen noch hybride Kapitalinstrumente anbieten;

¢) keine hybriden Kapitalinstrumente zuriickkaufen, es sei denn, dass diese Malnahme — maglicher-
weise in Verbindung mit anderen Maflnahmen — es dem Kreditinstitut ermdglicht, seine Kapitallii-
cke vollstindig zu schliefen, und dass der Preis hinreichend nah an den tblichen Marktsitzen (19),
héchstens aber 10 % iiber dem Marktpreis liegt; der Riickkauf bedarf der vorherigen Genehmigung
der Kommission;

d) ohne vorherige Genehmigung der Kommission keine Kapitalmanagementgeschifte titigen;
e) keine aggressiven Geschiftsstrategien verfolgen;

f) keine Beteiligungen an Unternehmen erwerben, weder durch Ubertragung von Vermogenswerten
noch durch Ubertragung von Anteilen; dies gilt nicht fiir i) Ubernahmen im Rahmen des normalen
Bankgeschifts zur Regelung bestehender Forderungen gegeniiber notleidenden Unternehmen; ii) den
Erwerb von Unternehmensbeteiligungen, wenn der Kaufpreis zum Zeitpunkt des Erwerbs weniger als
0,01 % der letzten verfiigbaren Bilanzsumme des betreffenden Unternehmens betrug und wenn die
Kaufsumme fiir alle Ubernahmen, die ab diesem Zeitpunkt bis zum Ende des Umstrukturierungs-
zeitraums insgesamt vorgenommen wurden, weniger als 0,025 % der letzten verfiigbaren Bilanz-
summe betrdgt; iii) den Erwerb eines Geschiftsbereichs nach Einholung der Genehmigung der
Kommission, wenn dies in Ausnahmefillen notwendig ist, um die Stabilitit des Finanzsystems
wiederherzustellen oder wirksamen Wettbewerb zu gewahrleisten;

g) nicht mit der staatlichen Unterstiitzung werben und keine aggressiven Geschiftsstrategien verfolgen,
die sie ohne die Unterstiitzung des Mitgliedstaats nicht verfolgen wiirden.

Wenn eine Bank zu einem Zeitpunkt, zu dem bei einem gut gefithrten Unternehmen der Bedarf an
zusitzlichem Kapital offensichtlich gewesen wire, Malnahmen trifft, die nicht mit den Vorgaben der
Randnummer 47 im Einklang stehen, rechnet die Kommission zur Ermittlung der fiir die Begrenzung
von Wettbewerbsverfalschungen erforderlichen Mafnahmen dem Beihilfebetrag einen dem Abfluss ent-
sprechenden Betrag hinzu, da sichergestellt werden muss, dass die Beihilfe auf das erforderliche Mini-
mum beschrinkt wird.

3.1.4 Umstrukturierungsbeihilfen zur Deckung der verbleibenden Kapitalliicke

Falls nach der Durchfithrung der Kapitalbeschaffungsmaffnahmen und der Maffnahmen zur Lastenver-
teilung weiter eine Kapitalliicke besteht, kann diese grundsitzlich durch eine staatliche Rekapitalisierung,
Entlastungsmafnahmen fiir wertgeminderte Vermogenswerte oder eine Kombination beider Mafinah-
men geschlossen werden. Damit solche Beihilfen mit dem Binnenmarkt vereinbar sind, ist der Kommis-
sion ein Umstrukturierungsplan vorzulegen, der mit den einschligigen Abschnitten der Krisenmittei-
lungen im Einklang stehen muss.

3.2 Rettungsbeihilfen in Form von RekapitalisierungsmafSnahmen und Entlastungsmafnahmen
fiir wertgeminderte Vermdgenswerte

Ab dem Zeitpunkt, ab dem die Kommission die in dieser Mitteilung festgelegten Grundsitze anwendet,
miissen die Mitgliedstaaten vor der Einfithrung von Rekapitalisierungsmaffnahmen oder Entlastungs-
mafinahmen fiir wertgeminderte Vermogenswerte einen Umstrukturierungsplan bei der Kommission
anmelden und eine beihilferechtliche Genehmigung einholen. Sollten diese Mafinahmen allerdings fiir
die Erhaltung der Stabilitit des Finanzsystems erforderlich sein, kann die Kommission dem Mitgliedstaat
ausnahmsweise vor der Genehmigung des Umstrukturierungsplans gestatten, diese befristet als Ret-
tungsbeihilfen zu gewdhren. Wenn sich ein Mitgliedstaat auf diese Finanzstabilititsklausel beruft, ver-
langt die Kommission eine Ex-ante-Analyse der zustindigen Aufsichtsbehorde, in der bestitigt wird,

Wenn zum Beispiel beim Riickkauf ein Nachlass auf den Marktpreis (oder, falls es keinen Markt gibt, eine Ersatzgrofe

fur den Marktpreis) in Hohe eines zweistelligen Prozentsatzes vom Nominalwert gewihrt wird, um Gewinne zu
erwirtschaften, oder wenn der Riickkauf Teil eines Tausches ist, durch den das Kreditinstitut Eigenkapital von hoherer
Qualitdt erhdlt und somit die Kapitalliicke verringert.
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dass eine aktuelle (und nicht nur absehbare) Kapitalliicke besteht, die die Aufsichtsbehérde zwingen
wiirde, dem Kreditinstitut unverziiglich die Bankzulassung zu entzichen, wenn die betreffenden Maf-
nahmen nicht getroffen wiirden. Zudem ist in dieser Analyse nachzuweisen, dass die auffergewohnliche
Gefahr fir die Stabilitdt des Finanzsystems mit privatem Kapital nicht in hinreichend kurzer Zeit oder
mit einer anderen, weniger wettbewerbsverfilschenden befristeten Mafinahme wie einer staatlichen
Garantie nicht abgewendet werden kann.

51. Jede unter Randnummer 50 fallende Rettungsmafnahme muss bei der Kommission angemeldet werden.
Um von der Kommission befristet genehmigt werden zu kénnen, muss die Mafnahme mit den Vor-
schriften iiber Vergiitung und Lastenverteilung bei solchen Manahmen im Einklang stehen, die in der
Rekapitalisierungsmitteilung, der Verlangerungsmitteilung 2011 und gegebenenfalls der Impaired-As-
sets-Mitteilung festgelegt sind.

52. Zudem diirfen Rettungsbeihilfen in Form von Rekapitalisierungsmaffnahmen und Entlastungsmafnah-
men fiir wertgeminderte Vermogenswerte nicht der Erfillung der Vorgaben dieser Mitteilung zur
Lastenverteilung entgegenstehen. Die Maflnahmen zur Lastenverteilung miissen dann entweder als
Teil der Rettungsbeihilfe durchgefithrt werden, oder die Rekapitalisierungsmafnahmen bzw. Entlas-
tungsmaffnahmen fir wertgeminderte Vermogenswerte miissen so gestaltet sein, dass die Mafnahmen
zur Lastenverteilung ex post durchgefithrt werden koénnen. Eine solche Ex-post-Durchfithrung der
Lastenverteilung konnte zum Beispiel durch eine Aufstockung des Eigenkapitals, die aufgrund ihrer
Form Vorrang vor bestehenden Kapitalinstrumenten und nachrangigen Schuldtiteln hitte, gleichzeitig
jedoch mit dem geltenden Regulierungs- und Aufsichtsrahmen im Einklang steht, erreicht werden.

53. Nach der Genehmigung der Rettungsbeihilfe muss der Mitgliedstaat innerhalb von zwei Monaten nach
dem Tag des Beschlusses zur befristeten Genehmigung der Beihilfe einen mit der Umstrukturierungs-
mitteilung im Einklang stehenden Umstrukturierungsplan vorlegen. Der Umstrukturierungsplan wird
anhand der Umstrukturierungsmitteilung unter Beriicksichtigung der in dieser Mitteilung beschriebenen
Grundsitze der Lastenverteilung gepriift.

3.3 Regelungen fiir die Rekapitalisierung und Umstrukturierung kleiner Kreditinstitute

54. Beihilfen fiir kleine Banken beeintrichtigen den Wettbewerb tendenziell weniger als Beihilfen fir
grofere Banken. Um einen unverhiltnisméfigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden, ist es daher zweck-
mifig, ein einfacheres Verfahren fur kleine Banken vorzusehen, gleichzeitig jedoch ebenfalls sicher-
zustellen, dass Wettbewerbsverfilschungen moglichst gering gehalten werden. Sofern die in den Krisen-
mitteilungen festgelegten Grundsitze und insbesondere die Vorgaben dieser Mitteilung zur Lastenver-
teilung beachtet sind, wird die Kommission Regelungen fiir die Rekapitalisierung und Umstrukturierung
kleiner Kreditinstitute genehmigen, wenn diese Regelungen ein klares Ziel verfolgen und auf sechs
Monate begrenzt sind. Eine solche Regelung gilt ausschlieflich fir Banken mit einer Bilanzsumme
von hochstens 100 Mio. EUR. Die Bilanzsumme der Banken, die nach der Regelung Beihilfen erhalten,
darf insgesamt hochstens 1,5 % der gesamten Vermogenswerte der Banken auf dem Inlandsmarkt des
betreffenden Mitgliedstaats betragen.

55. Die Kommission wird jede Regelung darauf priifen, ob sie ihre Ziele erreicht und korrekt umgesetzt
wird. Zu diesem Zweck miissen die Mitgliedstaaten nach der Genehmigung der Regelung alle sechs
Monate einen Bericht iiber ihre Inanspruchnahme vorlegen.

4. GARANTIEN UND LIQUIDITATSHILFEN

56. Liquiditatshilfen und Garantien fur Verbindlichkeiten ermoglichen voriibergehend die Stabilisierung der
Passivseite in der Bilanz einer Bank. Wihrend Rekapitalisierungs- und Entlastungsmafnahmen grund-
sdtzlich erst nach Anmeldung eines Umstrukturierungsplans durch den betreffenden Mitgliedstaat und
nach Genehmigung der Kommission gewahrt werden diirfen, kann die Kommission bei Garantien und
Liquiditatshilfen akzeptieren, dass der Mitgliedstaat diese auf der Grundlage einer befristeten Genehmi-
gung als Rettungsbeihilfen gewihrt, bevor ein Umstrukturierungsplan genehmigt wird.

57. Garantien und Liquidititshilfen konnen bei der Kommission einzeln angemeldet werden; zudem kann
die Kommission Liquidititshilferegelungen fuir einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten genehmigen.

58. Solche Regelungen diirfen nur auf Banken angewendet werden, die keine Kapitalliicken haben. Wenn
eine Bank, die eine Kapitalliicke aufweist, dringend Liquiditdt ben6tigt, ist eine Einzelanmeldung bei der
Kommission erforderlich (1%). Unter solchen Umstinden wird die Kommission das unter den Rand-
nummern 32 bis 34 beschriebene Verfahren einschlieSlich der Vorgabe, dass ein Umstrukturierungs-
oder Abwicklungsplan vorzulegen ist, entsprechend anwenden, sofern die Beihilfe nicht innerhalb von
zwei Monaten zuriickgezahlt wird.

(%) Banken, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Mitteilung bereits genehmigte Rettungsbeihilfen, aber noch keine
abschlieSende Genehmigung fiir die Umstrukturierungsbeihilfe erhalten haben, diirfen im Rahmen einer Liquiditats-
regelung Beihilfen in Anspruch nehmen, die nicht einzeln angemeldet werden miissen.
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Garantien und Liquiditdtshilfen miissen die folgenden Voraussetzungen erfiillen, um von der Kommis-
sion genehmigt zu werden:

a) Garantien diirfen nur fiir neu begebene vorrangig besicherte Verbindlichkeiten von Kreditinstituten
gestellt werden (nachrangige Verbindlichkeiten sind hiervon ausgeschlossen).

b) Garantien diirfen nur fiir Schuldtitel mit einer Laufzeit von drei Monaten bis zu fiinf Jahren (oder
hochstens sieben Jahren bei gedeckten Schuldverschreibungen) gewahrt werden. Garantien mit einer
Laufzeit von mehr als drei Jahren diirfen (aufler in ordnungsgemifl begriindeten Fillen) nicht mehr
als ein Drittel der ausstehenden Garantien fiir die Bank ausmachen.

¢) Die Mindestvergiitung fiir staatliche Garantien muss mit der in der Verlingerungsmitteilung 2011
dargelegten Formel im Einklang stehen.

d) Fir jedes Kreditinstitut, dem Garantien auf neue oder auf verlingerte Verbindlichkeiten gewahrt
wurden und dessen ausstehende Gesamtverbindlichkeiten (einschlieflich der vor diesem Beschluss
gestellten Garantien) zum Zeitpunkt der Gewidhrung der neuen Garantie sowohl iber 5% der
Gesamtverbindlichkeiten als auch iiber einem Gesamtbetrag von 500 Mio. EUR lagen, muss der
Kommission innerhalb von zwei Monaten ein Umstrukturierungsplan vorgelegt werden.

e) Fur jedes Kreditinstitut, fiir das eine Garantie in Anspruch genommen werden muss, ist innerhalb
von zwei Monaten nach der Inanspruchnahme ein eigener Umstrukturierungs- oder Abwicklungs-
plan vorzulegen.

f) Die Empfanger von Garantien und Liquidititshilfen diirfen weder mit der staatlichen Unterstiitzung
werben noch aggressive Geschiftsstrategien verfolgen, die sie ohne die Unterstiitzung des Mitglied-
staats nicht einschlagen wiirden.

Ferner miissen Garantie- und Liquiditatshilferegelungen die folgenden zusitzlichen Kriterien erfullen:

a) Die Regelung darf nur auf Banken angewendet werden, bei denen keine Kapitalliicke besteht; dies
muss von der zustindigen Aufsichtsbehorde bestitigt werden (vgl. Randnummer 28).

b) Garantien mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren diirfen nicht mehr als ein Drittel der Garantien
ausmachen, die der betreffenden Bank insgesamt gewahrt worden sind.

¢) Die Mitgliedstaaten miissen der Kommission alle drei Monate iiber i) die Anwendung der Regelung,
ii) die Begebung garantierter Verbindlichkeiten und iii) die tatsichlich berechnete Vergiitung Bericht
erstatten.

d) Die Mitgliedstaaten miissen ihre Berichte iiber die Anwendung der Regelung um verfiigbare aktua-
lisierte Informationen {iber die Kosten vergleichbarer Schuldtitelemissionen (Art, Umfang, Rating,
Wihrung), fiir die keine Garantien gewahrt wurden, ergdnzen.

In Ausnahmefillen konnen auch Garantien genehmigt werden, die die Risiken der Europdischen In-
vestitionsbank gegeniiber Banken decken, um auf diese Weise in Lindern, in denen im Vergleich zum
EU-Durchschnitt die Kreditaufnahme sehr viel schwieriger ist, die Vergabe von Krediten an die Realwirt-
schaft wieder anzukurbeln. Bei der Priifung solcher Mafinahmen wird die Kommission insbesondere
darauf achten, ob diese den Banken einen ungerechtfertigten Vorteil verschaffen, der z. B. zum Auf-
oder Ausbau anderer Geschiftstitigkeiten genutzt werden konnte. Solche Garantien diirfen nur einen
Zeitraum von bis zu sieben Jahren abdecken. Wenn sie von der Kommission genehmigt werden, ist das
betreffende Kreditinstitut nicht zur Vorlage eines Umstrukturierungsplans verpflichtet.

5. BEREITSTELLUNG VON LIQUIDITAT DURCH ZENTRALBANKEN UND NUTZUNG VON EINLAGEN-
SICHERUNGSSYSTEMEN UND ABWICKLUNGSFONDS

Die reguldren geldpolitischen Mafinahmen der Zentralbanken wie Offenmarktgeschifte und stindige
Fazilititen fallen in der Regel nicht unter die Beihilfevorschriften der Union. Die Stiitzung eines be-
stimmten Kreditinstituts durch Liquiditdtshilfen im Krisenfall (,emergency liquidity assistance®) kann
jedoch eine Beihilfe darstellen, es sei denn, die folgenden Voraussetzungen sind alle erfullt (29):

(?%) In solchen Fillen werden die Mafinahmen anschliefend als Teil des Umstrukturierungsplans gepriift.
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a) Das Kreditinstitut ist voriibergehend illiquide, aber zahlungsfihig zum Zeitpunkt der Bereitstellung
der Liquiditat, die aufgrund besonderer Umstidnde erfolgt und nicht Bestandteil eines groferen Bei-
hilfepakets ist.

b) Die Fazilitit ist vollstindig mit Sicherheiten unterlegt, fir die unter Beriicksichtigung ihrer Qualitit
und ihres Marktwerts angemessene Bewertungsabschldge (haircuts) vorgenommen werden.

¢) Die Zentralbank verlangt vom Beihilfeempfanger einen Strafzins.

d) Die Malnahme wird auf Initiative der Zentralbank ergriffen und ist nicht durch eine Gegengarantie
des Staates gedeckt.

Mafinahmen von Einlagensicherungsfonds zur Entschidigung von Einlegern im Einklang mit den Ver-
pflichtungen der Mitgliedstaaten aus der Richtlinie 94/19/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 30. Mai 1994 tiber Einlagensicherungssysteme (*!) sind keine staatlichen Beihilfen (23). Die
Nutzung solcher oder anderer Fonds zur Unterstiitzung der Umstrukturierung insolventer Kreditinstitute
kann jedoch eine staatliche Beihilfe darstellen. Selbst wenn Einlagensicherungsfonds dem Privatsektor
zuzuordnen sind, koénnen sie insoweit eine staatliche Beihilfe darstellen, als sie unter staatlicher Kon-
trolle stehen und die Entscheidung tiber ihren Einsatz dem Staat zuzurechnen ist (2%). Die Kommission
wird die Vereinbarkeit staatlicher Beihilfen in Form solcher Mafnahmen auf der Grundlage dieser
Mitteilung priifen.

Staatliche Beihilfen in Form von Mafinahmen eines Abwicklungsfonds werden ebenfalls auf der Grund-
lage dieser Mitteilung gepriift, um ihre Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt zu beurteilen.

6. ABWICKLUNGSBEIHILFEN
6.1 Allgemeine Grundsitze

Die Mitgliedstaaten sollten den Ausstieg unrentabler Marktteilnehmer unterstiitzen und im Interesse der
Finanzstabilitat dafur sorgen, dass der Ausstieg geordnet erfolgt. Die geordnete Abwicklung eines in
finanziellen Schwierigkeiten befindlichen Kreditinstituts sollte immer in Betracht gezogen werden, wenn
die Wiederherstellung einer langfristigen Rentabilitdt nicht realistisch ist.

Die Kommission erkennt an, dass es aufgrund der Besonderheiten von Kreditinstituten und in Erman-
gelung von Mechanismen, die die Abwicklung von Kreditinstituten ohne eine Gefiahrdung der Finanz-
stabilitat ermoglichen, unter Umstidnden nicht moglich ist, ein Kreditinstitut im Rahmen eines geord-
neten Insolvenzverfahrens abzuwickeln. Aus diesem Grund koénnten staatliche MafSnahmen zur Unter-
stiitzung der Abwicklung insolventer Kreditinstitute als mit dem Binnenmarkt vereinbare Beihilfen
erachtet werden, sofern die unter Randnummer 44 dargelegte Voraussetzung erfiillt ist.

Das Ziel der geordneten Abwicklung muss darin bestehen, dass das insolvente Kreditinstitut innerhalb
eines bestimmten Zeitraums seine Geschiftstitigkeit einstellt. Dies bedeutet, dass kein Neugeschaft mit
Dritten aufgenommen werden darf. Bestehende Geschiftstitigkeiten konnen jedoch ausgeiibt werden,
wenn dadurch die Abwicklungskosten gesenkt werden. Auflerdem muss die Abwicklung darauf abzie-
len, dass ein moglichst groer Teil der Geschiftstatigkeiten oder Vermogenswerte im Rahmen einer
Ausschreibung verdufSert wird. Bei einer geordneten Abwicklung muss mit allen Erlosen aus der Ver-
duferung von Vermogenswerten ein Beitrag zur Deckung der Abwicklungskosten geleistet werden.

Die Mitgliedstaaten konnen eine Reihe von Instrumenten wihlen, um insolvente Kreditinstitute abzuwi-
ckeln. Jede staatliche Beihilfe zur Unterstiitzung solcher Abwicklungen muss mit den unter den Rand-
nummern 69-82 ausgefithrten Grundsitzen im Einklang stehen.

6.2 Voraussetzungen fiir die Genehmigung von Abwicklungsbeihilfen
Die Mitgliedstaaten miissen einen Plan fur die geordnete Abwicklung des Kreditinstituts vorlegen.

Die Kommission wird die Vereinbarkeit der geplanten Beihilfemaflnahmen fiir die Abwicklung von
Kreditinstituten im Einklang mit den Abschnitten 2, 3 und 4 der Umstrukturierungsmitteilung priifen.

(®") Richtlinie 94/19/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 1994 iiber Einlagensicherungssysteme
(ABL L 135 vom 31.5.1994, S. 5).

(*?) Analog dazu siehe Urteil des Gerichts erster Instanz vom 5. April 2006, Deutsche Bahn/Kommission, T-351/02, Slg.

2006, 11I-1047, und Urteil des Gerichtshofes vom 23. April 2009, Puffer/Unabhingiger Finanzsenat, AufSenstelle Linz,
C-460/07, Slg. 2009, 1-3251, Randnr. 70.

(*%) Vgl. dianische Abwicklungsregelung (ABlL. C 312 vom 17.11.2010, S. 5).
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Aufgrund der Besonderheiten einer geordneten Abwicklung sind die unter den Randnummer 72-78
dargelegten Uberlegungen anzustellen.

6.2.1 Begrenzung der Abwicklungskosten

Die Mitgliedstaaten miissen nachweisen, dass die Beihilfe tatsichlich eine geordnete Abwicklung des
Kreditinstituts ermoglicht und die Hohe der Beihilfe auf das erforderliche Minimum begrenzt ist, das fiir
die Weiterfihrung des Kreditinstituts wahrend der Abwicklung und nach den Vorgaben dieser Mit-
teilung zur Lastenverteilung erforderlich ist.

6.2.2 Begrenzung der Wettbewerbsverzerrungen

Um tibermaflige Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, sollte die Abwicklungsphase auf den fiir eine
ordnungsgemifie Abwicklung unbedingt notwendigen Zeitraum begrenzt werden.

Solange das begiinstigte Kreditinstitut seine Geschiftstatigkeit fortsetzt, darf es nicht in den Wettbewerb
mit anderen Marktteilnehmern eintreten oder neue Geschiftstitigkeiten aufnehmen. Seine Geschifts-
tatigkeiten miissen sich grundsitzlich auf die Weiterfiuhrung und den Abschluss von Geschiftstatig-
keiten fiir bestehende Kunden beschrinken. Jede neue Ttigkeit fiir bestehende Kunden darf lediglich die
Anderung der Bestimmungen bestehender Vertrige und die Restrukturierung bestehender Kredite um-
fassen, sofern diese Anderungen zur Steigerung des Kapitalwerts der betreffenden Vermdogenswerte
beitragen.

Die Preispolitik des abzuwickelnden Kreditinstituts muss darauf ausgerichtet sein, Kunden zur Suche
nach attraktiveren Alternativen zu veranlassen.

Wenn eine Bankenlizenz erforderlich ist, z. B. fiir eine Rumpfbank oder ein ausschlieflich fiir die
geordnete Abwicklung eines Kreditinstituts geschaffenes Finanzinstitut (,Briickenbank®), sollte die Lizenz
nur fiir die Titigkeiten gelten, die fiir die Abwicklung unabdingbar sind. Die Bankenlizenz sollte
anschliefend so schnell wie moglich durch die zustindige Aufsichtsbehorde entzogen werden.

6.2.3 Lastenverteilung

Bei einer geordneten Abwicklung muss das moralische Risiko so gering wie moglich gehalten werden.
Zu diesem Zweck miissen insbesondere zusitzliche Beihilfen zugunsten der Anteilseigner und der
Inhaber nachrangiger Schuldtitel verhindert werden. Deshalb diirfen die Forderungen von Anteilseignern
und Inhabern nachrangiger Schuldtitel nicht auf eine Wirtschaftstatigkeit, die weiterhin ausgeiibt wird,
iibertragen werden.

Die Bestimmungen der Abschnitte 3.1.2 und 3.1.3 miissen entsprechend eingehalten werden.

6.3 Veridulerung eines Kreditinstituts wihrend der geordneten Abwicklung

Die Verduferung eines Kreditinstituts wihrend einer geordneten Abwicklung darf mit staatlichen Bei-
hilfen fur den Kaufer verbunden sein, es sei denn, die Verduferung erfolgt im Rahmen einer offenen
und bedingungsfreien Ausschreibung und die Vermogenswerte werden an den Meistbietenden verkauft.
Solche Ausschreibungen sollten, sofern dies zweckmafig ist, auch den Verkauf von Teilen des Kredit-
instituts an verschiedene Bieter ermoglichen.

Bei der Priffung der Frage, ob eine Beihilfe fiir den Kdufer des Kreditinstituts bzw. von Teilen davon
vorliegt, wird die Kommission folgenden Kriterien besonderes Augenmerk schenken:

a) Wird der Verkauf in einem offenen, bedingungs- und diskriminierungsfreien Verfahren durchgefiihrt?
b) Erfolgt der Verkauf zu Marktkonditionen?

¢) Hat das Kreditinstitut oder die Regierung (je nach gewdhlter Struktur) einen moglichst hohen
Verkaufspreis fiir die betreffenden Aktiva und Passiva festgesetzt?

Stellt die Kommission fest, dass eine Beihilfe fiir den Kaufer vorliegt, priift sie die Vereinbarkeit dieser
Beihilfe mit dem Binnenmarkt gesondert.

Wenn nicht fir den Kédufer, sondern fiir die zur Verduferung vorgesehene Wirtschaftstitigkeit eine
Beihilfe gewihrt wird, priift die Kommission die Vereinbarkeit dieser Beihilfe gesondert auf der Grund-
lage dieser Mitteilung. Wird im Zuge der Abwicklung eine Wirtschaftstitigkeit verdufSert, bei der das
Kreditinstitut hohe Marktanteile halt, priift die Kommission, ob Mafinahmen zur Begrenzung etwaiger
beihilfebedingter Wettbewerbsverzerrungen erforderlich sind und ob das aus der Verduferung hervor-
gehende Unternehmen rentabel sein kann. Bei dieser Rentabilitdtspriifung beriicksichtigt die Kommis-
sion die Grofle und Krisenfestigkeit des Kiufers im Verhiltnis zur Grofe und Krisenfestigkeit des
erworbenen Geschifts.
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6.4 Voraussetzungen fiir die Genehmigung von Beihilfen fiir die geordnete Abwicklung

Die von Mitgliedstaaten eingefithrten Regelungen fiir die Behandlung notleidender Kreditinstitute kon-
nen die Gewihrung von Beihilfen zur Gewihrleistung der geordneten Abwicklung notleidender Kredit-
institute einschlieen, wobei negative Spillover auf den Wirtschaftszweig und die gesamte Wirtschaft zu
begrenzen sind.

Nach Auffassung der Kommission konnen Abwicklungsbeihilferegelungen fiir kleinere Kreditinstitu-
te (%) genehmigt werden, sofern sie so ausgestaltet sind, dass die Anforderungen beziiglich der Lasten-
verteilung auf die Anteilseigner und die Inhaber nachrangiger Schuldtitel (siche Randnummer 44) erfiillt
und Wettbewerbsbedenken (z. B. moral hazard) ausgerdumt werden.

Die Vereinbarkeit solcher Regelungen wird anhand der in Abschnitt 3 beschriebenen Voraussetzungen
gepriift. Bei der Anmeldung einer Regelung muss der Mitgliedstaat der Kommission deshalb detaillierte
Informationen iiber die Abwicklung und iiber die Voraussetzungen fiir die Mafinahmen zugunsten der
begiinstigten Kreditinstitute vorlegen.

Da die Wettbewerbsverzerrungen je nach Art des begiinstigten Kreditinstituts und seiner Marktstellung
unterschiedlich stark sein kénnen, kann eine Einzelpriifung erforderlich sein um sicherzustellen, dass die
Abwicklung keine ibermiafiigen Wettbewerbsverzerrungen zur Folge hat. Daher miissen Beihilfen, die
Kreditinstituten mit Vermdgenswerten von insgesamt iiber 3 Mrd. EUR auf der Grundlage einer geneh-
migten Regelung gewihrt werden, einzeln bei der Kommission zur Genehmigung angemeldet werden.

6.5 Uberwachung

Die Mitgliedstaaten miissen regelmifSig (mindestens jihrlich) iiber die Anwendung aller im Einklang mit
Abschnitt 6.4 genehmigten Regelungen Bericht erstatten. Diese Berichte miissen auch die Informationen
tiber jedes Kreditinstitut enthalten, das abgewickelt wird (vgl. Abschnitt 6.4).

Damit die Kommission den Fortgang der geordneten Abwicklung und deren Auswirkung auf den
Wettbewerb iiberwachen kann, miissen die Mitgliedstaaten regelmafdige Berichte (mindestens jahrlich)
tiber den Verlauf der Abwicklung jedes abzuwickelnden Kreditinstituts und am Ende der Abwicklung
einen Abschlussbericht vorlegen. In bestimmten Fillen kénnen ein Uberwachungstreuhéinder, ein Ver-
duflerungstreuhinder oder beide bestellt werden, um die Einhaltung aller mit der Genehmigung der
Beihilfe verkniipften Bedingungen und Auflagen zu gewihrleisten.

7. BEGINN UND DAUER DER ANWENDUNG

Die Kommission wird die in dieser Mitteilung dargelegten Grundsitze ab dem 1. August 2013 an-
wenden.

Vor dem 1. August 2013 bei der Kommission registrierte Anmeldungen werden anhand der zum
Zeitpunkt der Anmeldung geltenden Kriterien gepriift.

Die Kommission wird die Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt aller Beihilfen, die ohne ihre Genehmi-
gung und somit unter Verletzung des Artikels 108 Absatz 3 AEUV gewihrt wurden, auf der Grundlage
dieser Mitteilung priifen, wenn die Beihilfe ganz oder zum Teil nach der Veroffentlichung der Mitteilung
im Amtsblatt der Europdischen Union gewéhrt wird.

In allen anderen Fillen wird sie die Priifung auf die bei Gewdhrung der Beihilfen geltenden Krisen-
mitteilungen stiitzen.

Die Kommission wird diese Mitteilung iiberarbeiten, wenn sie dies fur erforderlich erachtet, insbeson-
dere um verdnderten Marktbedingungen oder rechtlichen Rahmenbedingungen, die sich auf in der
Mitteilung enthaltene Regeln auswirken konnen, Rechnung zu tragen.

Die Bankenmitteilung 2008 wird mit Wirkung vom 31. Juli 2013 zuriickgezogen.

Randnummer 47 und Anhang V der Impaired-Assets-Mitteilung werden gestrichen.

Die Umstrukturierungsmitteilung wird wie folgt angepasst:

Randnummer 4 Satz 1 erhilt folgende Fassung: ,Erhilt ein Finanzinstitut eine staatliche Beihilfe, so
sollte der betreffende Mitgliedstaat einen Umstrukturierungsplan tibermitteln, um zu bestitigen bzw.

daftir Sorge zu tragen, dass die Bank ohne staatliche Unterstiitzung langfristig rentabel wirtschaften
kann.

(**) Siehe z. B. Beihilfe N 407/10 — Dinische Abwicklungsregelung fiir Banken (ABL C 312 vom 17.11.2010, S. 7).
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Funote 4, die sich auf Randnummer 4 bezieht, wird gestrichen.

Randnummer 7 dritter Spiegelstrich erhilt folgende Fassung: ,Die Kommission wird den Grundsatz der
angemessenen Lastenverteilung zwischen den Mitgliedstaaten und den begiinstigten Banken unter Be-
riicksichtigung der Gesamtsituation des Finanzsektors anwenden.

Randnummer 8 wird gestrichen.

In der Fulnote 1, die sich auf Randnummer 21 bezieht, erhilt der erste Satz folgende Fassung: ,Siche
Abschnitt 6 der Bankenmitteilung 2013

Randnummer 25 erhilt folgende Fassung: ,Jede Abweichung von einer angemessenen Ex-ante-Lasten-
verteilung, die vor der Genehmigung eines Umstrukturierungsplans ausnahmsweise aus Griinden der
Finanzstabilitdt zugestanden wird, muss in einer spiteren Phase der Umstrukturierung durch einen
weiteren Beitrag beispielsweise in Form einer Riickholklausel (sog. Claw-Back-Klausel) und/oder durch
eine umfassendere Umstrukturierung einschlieSlich zusitzlicher Mafinahmen zur Begrenzung etwaiger
Wettbewerbverzerrungen kompensiert werden.”



	Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften für staatliche Beihilfen ab dem 1. August 2013 auf Maßnahmen zur Stützung von Banken im Kontext der Finanzkrise ( Bankenmitteilung ) (Text von Bedeutung für den EWR) (2013/C 216/01)

